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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1986 Ausgegeben am 28. Feber 1986 37. Stück

97. Bundesgesetz: Ehenamensrechtsänderungsgesetz 1986
(NR: GP XVI RV 865 AB 893 S. 127. BR: 3084 AB 3088 S. 472.)

97. Bundesgesetz vom 19. Feber 1986 über
eine Änderung der ehenamensrechtlichen
Bestimmungen im allgemeinen bürgerlichen

Gesetzbuch
(Ehenamensrechtsänderungsgesetz 1986)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Ä n d e r u n g des a l l g e m e i n e n b ü r g e r -
l i c h e n G e s e t z b u c h s

§ 93 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuchs
vom 1. Juni 1811, JGS Nr. 946, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 566/1983 sowie
die Kundmachung BGBl. Nr. 196/1985, lautet:

„§ 93. Die Ehegatten haben den gleichen Fami-
liennamen zu führen. Dieser ist der Familienname
eines der Ehegatten, den die Verlobten vor oder bei
der Eheschließung in öffentlicher oder öffentlich
beglaubigter Urkunde als gemeinsamen Familien-
namen bestimmt haben. Mangels einer solchen
Bestimmung wird der Familienname des Mannes
gemeinsamer Familienname.

Derjenige Ehegatte, der nach Abs. 1 den Fami-
liennamen des anderen Ehegatten als gemeinsamen
Familiennamen zu führen hat, hat hiebei das
höchstpersönliche Recht, seinen bisherigen Fami-
liennamen unter Setzung eines Bindestrichs nach-
zustellen. Er hat das Recht zu verlangen, daß er in
Urkunden aller Art mit diesem Doppelnamen
bezeichnet wird. Die Führung der Personenstands-
bücher und die Ausstellung von Personenstandsur-
kunden werden durch diese Anordnungen nicht
berührt.

Ein Familienname, der von einem früheren Ehe-
gatten aus einer geschiedenen oder aufgehobenen

Ehe abgeleitet wird, darf weder im Sinn des Abs. 1
als gemeinsamer Familienname bestimmt oder
geführt noch im Sinn des Abs. 2 nachgestellt wer-
den; dann beziehen sich die Abs. 1 und 2 auf den
zuletzt vor der Schließung der geschiedenen oder
aufgehobenen Ehe geführten Familiennamen."

Artikel II

Abgabenbefreiung

Die ausschließlich für die Bestimmung des
gemeinsamen Familiennamens der Ehegatten erfor-
derlichen Schriften und Amtshandlungen sind von
den Stempelgebühren und Bundesverwaltungsabga-
ben befreit.

Artikel III

Schlußbestimmungen

§ 1. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. März 1986
in Kraft.

§ 2. Verordnungen zur Durchführung dieses
Bundesgesetzes können ab dem Tag seiner Kund-
machung erlassen werden; sie dürfen aber erst mit
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes in Kraft
treten.

§ 3. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgeset-
zes ist, soweit Abs. 2 nichts anderes bestimmt, der
Bundesminister für Justiz betraut.

(2) Mit der Vollziehung des Art. II sind betraut
1. soweit er die Befreiung von Bundesverwal-

tungsabgaben vorsieht, die Bundesregierung,
2. im übrigen der Bundesminister für Finanzen.

Kirchschläger

Sinowatz
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